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(Nr. 12014.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 
30. Juni 1894 (Geſetzſamml. S. 126). Vom 16. Dezember 1920. 


Die verfaſſunggebende Preußiſche Landesverſammlung hat folgendes Geſetz be- 
ſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Artikel 1. 
Das Geſetz über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 1894 wird 
wie folgt geändert: f 
8 
Die §§ 5 bis 9 erhalten folgende Faſſung: 


98 5. 
Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer werden in unmittelbarer und 
geheimer Wahl nach den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 


§ 6. 

4) Wahlberechtigt iſt ohne Anterſchied des Geſchlechts jeder Deutſche, der 
das zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat, die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzt und 
ſeit mindeſtens einem Jahre entweder 

1. als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter land⸗ und forſtwirtſchaftlich 

genutzter Grundſtücke in Preußen die Landwirtſchaft im Hauptberuf 
ausübt, als Hauptberuf gilt die Betätigung, auf der hauptfächlich die 
Lebensſtellung beruht und die gleichzeitig die Haupteinnahmequelle für 
den Lebensunterhalt bildet, oder 

2. als Eigentümer, Nutznießer oder Pächter land- und forſtwirtſchaftlich 

genutzter Grundſtücke in Preußen die Landwirtſchaft im Nebenberuf 
ausübt, wenn dies nicht überwiegend zur Befriedigung des eigenen 
hauswirtſchaftlichen Bedürfniſſes geſchieht. 
Den Eigentümern, Nutznießern und Pächtern ſtehen die im landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufe mittätigen Ehegatten dieſer Perſonen gleich. 
Geſetzſammlung 1921. (Nr. 12014 — 12015.) \ 
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(2) Auch Perſonen unter zwanzig Jahren und juriſtiſchen Perſonen ſteht 
das Wahlrecht zu, wenn fie die Vorausſetzungen des Abſ. 1 erfüllen; fie üben 
ebenſo wie Perſonen, die, abgeſehen von ihrem Lebensalter, geſchäftsunfähig oder 
in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ſind, ihr Wahlrecht durch einen geſetzlichen 
Vertreter aus. 

(3) Vom Wahlrecht ausgeſchloſſen find Perſonen, über deren Vermögen 
der Konkurs eröffnet iſt, oder deren Grundſtücke der Zwangsverſteigerung oder 
Zwangsverwaltung unterliegen. 

() Die Wahlberechtigten haben gleiches Stimmrecht. 


87. 

Wählbar ſind: 

1. alle nach § 6 wahlberechtigten Perſonen, die das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet haben und ſeit mindeſtens einem Jahre ununter⸗ 
brochen im Kammerbezirke wohnen; 

2. ehemalige Eigentümer, Nutznießer oder Pächter land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlich benutzter Grundſtücke, die gemäß § 6 während eines Zeitraums 
von fünfzehn Jahren innerhalb des Kammerbezirkes wählbar geweſen 
ſind. 


988. 

e) Wahlbezirke find in der Regel die Landkreiſe. Durch die Satzungen 
können mehrere benachbarte Landkreiſe zu einem Wahlbezirke vereinigt und Stadt⸗ 
kreiſe mit benachbarten Landkreiſen zu Wahlbezirken verbunden werden. N 

(2) In jedem Wahlbezirke find mindeſtens zwei Mitglieder zu wählen. 
Das Nähere beſtimmt die Satzung. 


99. 


() Die Wahl erfolgt unter Leitung des Landrats (Oberamtmanns, Ober⸗ 
bürgermeiſters), der Wahlkommiſſar iſt. In den aus mehreren Kreiſen beſtehen⸗ 
den Wahlbezirken beſtimmt der Oberpräſident den Landrat (Oberamtmann, Ober⸗ 
bürgermeiſter), dem die Leitung der Wahl obliegt. Die Ernennung der Wahl⸗ 
kommiſſare iſt öffentlich bekanntzumachen. 

e) Das Nähere beſtimmt eine von dem Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten zu erlaſſende Wahlordnung. 

6) Die Koſten der Vordrucke zu den für die Wahl nötigen Aufnahmen 
ſowie der erforderlichen Bekanntmachungen trägt die Landwirtſchaftskammer, die 
Koſten des örtlichen Wahlverfahrens tragen die Gemeinden. 


II. 


Der Abſ. 2 des § 11 erhält folgende Faſſung: 

Beim Ausſcheiden eines Mitglieds während der Wahlzeit tritt an deſſen 
Stelle für den Reſt der Wahlzeit ohne Vornahme einer Erſatzwahl der Anwärter, 
der demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft iſt, einem mit ihm ver⸗ 
bundenen Wahlvorſchlag angehört und nach der Reihenfolge der Benennung an 
erſter Stelle berufen erſcheint. Iſt ein folcher Anwärter nicht vorhanden, fo 
bleibt die Mitgliedſtelle unbeſetzt. ö 


III. 

Der § 14 erhält folgende Faſſung: 

Zu den in den Wahlbezirken gewählten Kammermitgliedern treten in jeder 
Kammer auf je volle zehn Mitglieder ein weiteres Mitglied durch Zuwahl hinzu. 
Hiervon wählt die Kammer: 

a) ein Drittel aus der Zahl der im Kammerbezirke tätigen Landfrauen, 
gegebenenfalls nach Anhörung der dort vorhandenen Landfrauenorgani⸗ 
jationen; 

b) ein Drittel nach Anhörung der im Kammerbezirke vorhandenen Organi⸗ 
ſationen der landwirtſchaftlichen Betriebsbeamten und der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Fachlehrer aus deren Reihen; 

e) ein Drittel aus der Zahl der Vorſteher der landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchaftsverbände oder ſonſtiger um die Landwirtſchaft beſonders 
verdienter Perſönlichkeiten des Kammerbezirkes. 


N IV. 
Der $ 18 wird dahin geändert: 
a) Im Abſ. 1 treten an Stelle der Worte „auf diejenigen Beſitzungen, 
welche den im $ 6 Ziffer 1 enthaltenen Bedingungen entſprechen“ die 
Worte „auf die Beſitzungen, deren Inhaber nach $ 6 wahlberechtigt find”. 
b) Der Abſ. 5 des § 18 fällt weg. 


Artikel 2. 


Die Mitglieder der Landwirtſchaftskammer ſind ohne Rückſieht auf die 
Wahlzeit der bisherigen Mitglieder nach den Vorſchriften des Artikel 1 allgemein 
neu zu wählen. Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
beſtimmt den Zeitpunkt der Neuwahl. 
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Artikel 3. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Beſtimmungen erläßt 
der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
Berlin, den 16. Dezember 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
Braun. Fiſchbeck. Haeniſch. Oeſer. Stegerwald. 
Severing. Lüdemann. 


(Nr. 12015.) Wahlordnung für die Landwirtſchaftskammern. Vom 6. Januar 1921. 
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Ai Grund des § 9 des Geſetzes über die Landwirtſchaftskammern vom 30. Juni 
1894 GSeſetzſamml. S. 126) in der Faſſung des Geſetzes vom 16. Dezember 1920 
(Geſetzſamml. S. 41) wird folgende Wahlordnung erlaſſen: 


Wahlbezirk. 


8 1. 

() Die Wahlbezirke und die Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken zu 
wählenden Kammermitglieder werden durch die Satzungen der Landwirtſchafts⸗ 
kammer beſtimmt. 

(2) Soweit die Satzungen den Vorſchriften im § 8 Abſ. 2 des Geſetzes noch 
nicht entſprechen, regelt bei der erſten Wahl der Oberpräſident nach Anhörung 
der Landwirtſchaftskammer die Abgrenzung der Wahlbezirke und die von der 
ſatzungsmäßigen Geſamtzahl der Kammermitglieder auf den einzelnen Wahlbezirk 
entfallende Zahl von Kammermitgliedern. 


- 


Stimmbezirk. 


82, 

() Jeder Wahlbezirk wird vom Wahlkommiſſar ($ I Abf. 1 des Geſetzes) 
in Stimmbezirke geteilt, die, ſoweit nicht Verkehrsrückſichten oder andere örtliche 
Schwierigkeiten entgegenſtehen, mit den Gemeinden zuſammenfallen ſollen. 

E) Die Abgrenzung der Stimmbezirke, die Ernennung des Wahlvorſtehers 
und feines Stellvertreters ($ 3 Abf. 1), die Beſtimmung des Wahlraums ſowie 
Tag und Stunde der Wahlen ſind von dem Wahlkommiſſar ſpäteſtens am ſiebenten 
Tage vor dem Wahltage durch die zu amtlichen Veröffentlichungen dienenden 
Blätter zu veröffentlichen und außerdem von den Gemeindevorſtänden in orts⸗ 
üblicher Weiſe bekanntzugeben. 
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Wahlvorſtand. 

(1) Für jeden Stimmbezirk ernennt der Wahlkommiſſar einen Wahlvorſteher 
und deſſen Stellvertreter. 

(2) Der Wahlvorſteher ernennt aus der Zahl der Wahlberechtigten des 
Stimmbezirkes drei Beiſitzer und einen Schriftführer. Wahlvorſteher, Beiſitzer und 
Schriftführer bilden den Wahlvorſtand. Im Bedarfsfalle können auch für die 
Beiſitzer und den Schriftführer Vertreter beſtellt werden. 

(3) Die Tätigkeit im Wahlvorſtand iſt ehrenamtlich. 


Wahlausſchuß. 
Sa 

() Für jeden Wahlbezirk wird ein Wahlausſchuß gebildet, der aus dem 
Wahlkommiſſar als Vorſitzendem und vier Beiſitzern beſteht. 

e) Die Beiſitzer und für Behinderungsfälle zwei Stellvertreter werden 
vom Wahlkommiſſar, möglichſt aus der Zahl der Vertrauensmänner für die 
einzelnen Wahlvorſchläge (§ 13), berufen und durch Handſchlag an Eides Statt 
verpflichtet. 

() Der Wahlausſchuß faßt feine Beſchlüſſe nach Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit gibt der Wahlkommiſſar den Ausſchlag. 

() Der Wahlausſchuß beſtimmt ein Mitglied zur Aufnahme der Nieder⸗ 
ſchriften über die Verhandlungen. 

(5) Die Beiſitzer erhalten keine Vergütung. 

(6) Im Bedarfsfalle können Hilfskräfte herangezogen werden, die nicht 
ſtimmberechtigt ſind. 


Wählerliſten. 
EB: 

(1) Für jede Gemeinde (ſelbſtändigen Gutsbezirk uſw.) hat der Gemeinde 
vorſtand (Magiſtrat uſw.) eine Wählerliſte nach Anlage A aufzuſtellen. 

(2) In Gemeinden, die in mehrere Stimmbezirke zerfallen, find für jeden N 
Stimmbezirk getrennte Wählerliſten aufzuſtellen. 

(3) In Stimmbezirken, die aus mehr als einer Gemeinde beſtehen, heften 
die Wahlvorſteher die ihnen aus den einzelnen Gemeinden zugehenden Wählerliſten 
zu einer Wählerliſte zuſammen. 2 


§ 6. 

() In die Mählerlifte find alle Wahlberechtigten nach Vor- und Zunamen, 
Geburtszeit, Berufsſtand ſowie Wohnort oder Wohnung einzutragen. Ferner iſt 
einzutragen, ob der Wahlberechtigte Eigentümer, Nutznießer oder Pächter der 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtücke iſt, ob er die Landwirtſchaft im Haupt⸗ 
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oder Nebenberufe betreibt und im letzteren Falle, ob die Vorausſetzung des § 6 
Abſ. 1 Nr. 2 des Geſetzes erfüllt iſt. 

(2) Bei Gemeinſchaftsverhältniſſen (Miteigentum, gemeinſamer Nießbrauch, 
gemeinſame Pacht) ſind alle an der Gemeinſchaft beteiligten Perſonen unter Angabe 
des Gemeinſchaftsverhältniſſes einzutragen. Bei Eheleuten iſt für den nicht nach 
ehelichem Güterrecht gleichberechtigten Ehegatten oder den Ehegatten, der an dem 
Betriebe nicht durch Miteigentum beteiligt iſt, der Grund der Wahlberechtigung 
(Mittätigkeit in der Landwirtſchaft) anzugeben. 

(3) Bei Perſonen unter 20 Jahren, bei Perſonen, die, abgeſehen von ihrem 
Lebensalter, geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ſind, und 
bei juriſtiſchen Perſonen iſt der geſetzliche Vertreter aufzuführen. 

(a) Perſonen, bei denen Wahlausſchlußgründe beſtehen, find in die Lifte 
nur dann einzutragen, wenn der Wahlausſchlußgrund zur Zeit der Wahl weg⸗ 
gefallen ſein wird oder kann. 


97. 

Betriebsinhaber, deren Betriebe ſich über mehrere Wahlbezirke eines 
Kammerbezirkes erſtrecken oder die mehrere Betriebe in verſchiedenen Wahlbezirken 
beſitzen, ſind nur in die Wählerliſte ihres Wohnſitzes oder, wenn dieſer außerhalb 
des Kammerbezirkes liegt, in die Wählerliſte des nach dem Betriebsumfange haupt⸗ 
ſächlich beteiligten Wahlbezirkes aufzunehmen. 


§8. 

(1) Die Wählerliſten find vom einundzwanzigſten bis vierzehnten Tage vor 
dem Wahltage zu jedermanns Einſicht auszulegen. 

(2) Einſprüche gegen die Wählerliſten ſind in der gleichen Friſt bei dem 
Gemeindevorſtande zu erheben. 

(3) Der Gemeindevorſtand hat Ort und Zeit der Auslegung der Wählerliſte 
vorher in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen und dabei darauf hinzuweiſen, daß 
Einſprüche gegen die Liſten ſpäteſtens am vierzehnten Tage vor dem Wahltage 
bei dem Gemeindevorſtande zu erheben ſind. In der Bekanntmachung iſt ferner 
darauf hinzuweiſen, daß die Wahlberechtigten, die infolge Betriebswechſels oder 
Verlegung des Wohnſitzes bis zum Wahltag in einem anderen Stimmbezirk oder 
einem anderen Wahlbezirke ſtimmberechtigt werden, eine entſprechende Umſchreibung 
in den Wählerliſten zu beantragen haben. 


9. a 

Einſprüche, die vom Gemeindevorſtande nicht ohne weiteres als begründet 

erachtet und abgeſtellt werden, find der Gemeindeauffichtsbehörde vorzulegen, die 

darüber binnen acht Tagen nach Ablauf der Auslegungsfriſt endgültig entſcheidet. 

Die b iſt den Beteiligten bekanntzugeben und in der Wählerliſte zu 
vermerken. 8 
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$ 10. 

(1) Wahlberechtigte können nach Ablauf der Auslegungsfriſt, abgeſehen von 
dem Falle des § 8 Abf. 3 letzter Satz, nur auf rechtzeitig erhobenen Einſpruch 
in die Wählerliſten aufgenommen werden. 

e) Alle Anderungen der Wählerliſten find durch eine mit Tag und Unter⸗ 
ſchrift verſehene Bemerkung zu begründen. 5 
8 

Nach Ablauf der ſich nach § 9 ergebenden Friſt ſchließt der Gemeinde⸗ 
vorſtand die Wählerliſte mit einer Beſcheinigung darüber, daß und wie lange 
die Liſte öffentlich ausgelegen hat ſowie daß die Bekanntmachung hierüber erfolgt 
iſt, ab und überſendet die Liſte dem Wahlvorſteher ($ 3). 


Wahlvorſchläge. 
§ 12. 

Der Oberpräſident macht ſpäteſtens einen Monat vor dem Wahltage durch 
die Regierungsamtsblätter die Zahl der in den einzelnen Wahlbezirken zu wählenden 
Kammermitglieder unter Benennung der Wahlkommiſſare ( 9 Abf. 1 des Geſetzes) 
bekannt und fordert dabei zur Einreichung von Wahlvorſchlägen an die Wahl⸗ 
kommiſſare auf. g 

$ 13. 

() Die Wahlvorſchläge find ſpäteſtens am einundzwanzigſten Tage vor 
dem Wahltage bei dem Wahlkommiſſar einzureichen. 

(e) Jeder Wahlvorſchlag muß von mindeſtens zehn im Wahlbezirke zur Aus⸗ 
übung der Wahl berechtigten Perſonen unter Hinzufügung des Standes und 
Wohnorts unterzeichnet ſein und doppelt ſo viel Namen wählbarer Bewerber 
enthalten, als Kammermitglieder im Wahlbezirke zu wählen ſind. Die Bewerber 
müſſen in erkennbarer Reihenfolge nach Vor⸗ und Zunamen, Alter, Stand oder 
Beruf ſowie Wohnort und Wohnung bezeichnet ſein. f a 

6e) Dem Wahlvorſchlage find die Zuſtimmungserklärungen der vorgeſchlagenen 
Bewerber zur Aufnahme in den Wahlvorſchlag ſowie Beſcheinigungen der Ge⸗ 
meindebehörden darüber beizufügen, daß die Unterzeichner in die Wählerliſte auf⸗ 
genommen worden ſind. Die Beſcheinigengen ſind von den Gemeinden unent⸗ 
geltlich auszuſtellen. 

() In demſelben Wahlbezirke darf ein Bewerber nur einmal vorgeſchlagen 
werden. 

$ 14. | 

(1) In jedem Wahlvorſchlage ſoll ein Vertrauensmann möglichſt am Sitze des 
Wahlkommiſſars wohnhaft, bezeichnet werden, der für die Verhandlungen mit dem 
Wahlkommiſſar und dem Wahlausſchuſſe, zur Zurücknahme des Wahlvorſchlags 
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ſowie zur Abgabe und Rücknahme von Verbindungserklärungen bevollmächtigt iſt. 
In derſelben Weiſe kann ein Stellvertreter bezeichnet werden. 

(2) Fehlt die Bezeichnung des Vertrauensmanns, ſo gelten die Unterzeichner 
der Reihenfolge nach als Vertrauensmänner. 

(3) Erklärt mehr als die Hälfte der Unterzeichner eines Wahlvorſchlags 
ſchriftlich, daß der Vertrauensmann oder ſein Stellvertreter durch einen anderen 
erſetzt werden ſoll, ſo tritt dieſer ein, ſobald dem Wahlkommiſſar die Erklärung 
zugeht. 

8 

(1) Mehrere Wahlvorſchläge können miteinander verbunden werden. Die 
Verbindung muß von den Unterzeichnern der einzelnen Wahlvorſchläge oder ihren 
Bevollmächtigten übereinſtimmend ſpäteſtens am ſiebenten Tage vor dem Wahl⸗ 
tage ſchriftlich erklärt werden. 

(2) Verbundene Wahlvorſchläge können nur gemeinſchaftlich zurückgenommen 
werden. 

(3) Die verbundenen Wahlvorſchläge gelten den anderen Wahlvorſchlägen 
gegenüber als ein Wahlvorſchlag. 

$ 16. 

() Der Wahlkommiſſar hat die Vertrauensmänner ($ 14) unverzüglich zur 
Beſeitigung von Mängeln der eingereichten Wahlvorſchläge aufzufordern. 

(2) Die Mängel der Wahlvorſchläge und ihrer Verbindungen können nur 
bis zum ſiebenten Tage vor dem Wahltage beſeitigt werden. Innerhalb derſelben 
Friſt müſſen Bewerber, die auf mehreren Wahlvorſchlägen desſelben Wahlbezirkes 
benannt ſind, dem Wahlkommiſſar erklären, für welchen Wahlvorſchlag ſie ſich 
entſcheiden. 

$ 17. 

() Bewerber, gegen deren Wählbarkeit der Wahlkommiſſar Bedenken er⸗ 
hebt, können innerhalb der im § 16 Abſ. 2 vorgeſchriebenen Friſt durch andere 
erſetzt werden, wenn mehr als die Hälfte der Unterzeichner des Wahlvorſchlags 
dies ſchriftlich beantragt. 

f e) In gleicher Weiſe kann die Zahl der Bewerber (§ 13 Abſ. 2) nach⸗ 
träglich ergänzt werden. 
$18. 

Jeder Wahlvorſchlag darf nur einer Gruppe von verbundenen Wahlvor⸗ 
ſchlägen angehören. Der Wahlkommiſſar hat gegebenenfalls auf eine vorſchrifts⸗ 
mäßige Verbindung der Wahlvorſchläge durch Verhandlung mit den Vertrauens⸗ 
männern hinzuwirken. 

919. 
Die Vertrauensmänner können gegen Verfügungen, die der Wahlkommiſſar 
auf SE der $5 16 bis 18 erläßt, die Entſcheidung des Wahlausſchuſſes 
anrufen. 
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9 20. 

(1) Nach Ablauf der Friſt für die Beſeitigung von Mängeln ($ 16 Abſ. 2) 
entſcheidet der Wahlausſchuß in öffentlicher Sitzung über die Zulaſſung der 
Wahlvorſchläge und ihrer Verbindungen. 

(2) In den Wahlvorſchlägen werden die Namen der Bewerber geſtrichen, 
deren Perfönlichkeit nicht feſtſteht, deren Zuſtimmungserklärung fehlt, die nach⸗ 
gewieſenermaßen nicht wählbar ſind oder die auf mehreren Wahlvorſchlägen des⸗ 
ſelben Wahlbezirkes benannt ſind. 

(3) Bewerber, die auf demſelben Wahlvorſchlage mehrmals benannt ſind, 
gelten als nur einmal vorgeſchlagen. 

() Bleiben danach auf einem Wahlvorſchlage mehr Namen ſtehen als 
nach § 13 Abſ. 2 zuläſſig find, jo werden die Namen geſtrichen, die in der Reihen⸗ 
folge der Benennung der zugelaſſenen Zahl nachfolgen. 

(5) Nicht zugelaſſen werden Wahlvorſchläge oder Verbindungen, die verſpätet 
eingereicht oder erklärt ſind oder den vorgeſchriebenen Erforderniſſen nicht ent⸗ 
ſprechen. 

(6) Werden Namen auf Wahlvorſchlägen geſtrichen oder Wahlvorſchläge 
oder Verbindungen von ſolchen nicht zugelaſſen, ſo iſt der Vertrauensmann hier⸗ 
von unter Angabe der Gründe zu benachrichtigen. 


g 21. 
Der Name des Bewerbers, der in dem Wahlvorſchlag an erſter Stelle 
benannt iſt, dient zur Bezeichnung des Wahlvorſchlags. 


8 22. 

(1) Der Wahlausſchuß hat ſämtliche Wahlvorſchläge in der Form, in der 
ſie zugelaſſen werden, aber unter Weglaſſung der Namen der Unterzeichner und 
Vertrauensmänner, gleichzeitig und ſpäteſtens am fünften Tage vor der Wahl durch 
die zu amtlichen Veröffentlichungen dienenden Blätter des Wahlkreiſes bekannt⸗ 
zumachen. 

() Hierbei iſt zugleich anzugeben, welche Wahlvorſchläge miteinander ver⸗ 
bunden ſind. 

(3) In der Bekanntmachung ſoll die rechtliche Bedeutung der Wahlvorſchläge 
und ihrer Verbindung kurz erläutert werden. 

( Nach der Bekanntmachung iſt die Zurücknahme der Wahlvorſchläge und 
ihrer Verbindungen unzuläſſig. a 


Wahlhandlung. 
i 8 23. 

Der Wahlvorſteher ladet die Mitglieder des Wahlvorſtandes ſpäteſtens 
drei Tage vor der Wahl ein, bei Beginn der Wahlhandlung zur Bildung des 
Wahlvorſtandes im Wahlraume zu erſcheinen. 

Geſetzſammlung 1921. (Nr. 1201412015). 7 


a 


§ 24. 
() Die Wahlhandlung iſt öffentlich. Sie beginnt um 9 Uhr vormittags. 
(2) Die Abſtimmung dauert bis 6 Uhr nachmittags. Sie kann ſchon vor⸗ 
her geſchloſſen werden, ſobald ſämtliche in der Wählerliſte aufgeführten Perſonen 
ihre Stimme abgegeben haben. 


(1) Der Tiſch des Wahlvorſtandes iſt fo aufzuſtellen, daß er von allen 
Seiten zugänglich iſt. 

(2) An oder auf dieſen Tiſch wird die Wahlurne geſtellt, die von der bei 
den politiſchen Wahlen üblichen Beſchaffenheit ſein muß. 

(3) Vor Beginn der Abſtimmung hat ſich der Wahlvorſtand davon zu 
überzeugen, daß die Wahlurne leer iſt. Von da ab bis zur Herausnahme der 
Stimmzettel nach Schluß der Abſtimmung darf die Wahlurne nicht wieder 
geöffnet werden. 

$ 26. 

(1) Jedermann hat Zutritt zum Wahlraume. Anſprachen dürfen darin nicht 
gehalten werden. Nur der Wahlvorſtand darf über das Wahlgeſchäft beraten 
und beſchließen. 

(2) Der Wahlvorſtand kann Perſonen, die die Ruhe und Ordnung ſtören, 
aus dem Wahlraume verweiſen; ſie dürfen, wenn ſie wahlberechtigt ſind, vorher 
ihre Stimme abgeben. 

(3) Ein Abdruck dieſer Wahlordnung und der nach § 22 erlaſſenen 
Bekanntmachung iſt in jedem Wahlraum auszulegen. 


TE 

() Die Wahlhandlung wird damit eröffnet, daß der Wahlvorſteher die 
Beiſitzer und den Schriftführer (§ 3 Abſ. 2) durch Handſchlag an Eides Statt 
verpflichtet. 

(2) Zu keiner Zeit dürfen weniger als drei Mitglieder des Wahlvorſtandes 
anweſend ſein. Der Wahlvorſteher und der Schriftführer dürfen ſich während 
der Wahlhandlung nicht gleichzeitig entfernen; verläßt einer von ihnen vorüber⸗ 
gehend den Wahlraum, ſo iſt mit der Vertretung ein anderes Mitglied des 
Wahlvorſtandes zu beauftragen. 

§ 28. 

(1) Die Wahl erfolgt durch Stimmzettel, die die Namen der Bewerber, 
denen der Wähler ſeine Stimme geben will, enthalten. Die Stimmzettel ſind 
außerhalb des Wahlraums handſchriftlich oder im Wege der Vervielfältigung 
als Im Wahlraume dürfen Stimmzettel weder aufgelegt noch verteilt 
werden. 

(2) Die Namen auf den einzelnen Stimmzetteln dürfen nur einem der 
öffentlich bekanntgegebenen Wahlvorſchläge entnommen ſein. 


ze 


(3) Die Stimmzettel müſſen von weißem Papier und dürfen mit keinem 
Kennzeichen verſehen fein; fie ſollen nicht über 9:12 Zentimeter groß ſein. Ihre 
Beſchaffung iſt Sache der Wähler. 


§ 29. 

() Die Stimmzettel find in Umſchlägen abzugeben, die den Wählern im 
Wahlraume zu behändigen ſind. Die Umſchläge müſſen von gleicher Beſchaffenheit 
ſein und dürfen keine Kennzeichen haben. Sie ſollen 12:15 Zentimeter groß 
und aus undurchſichtigem Papier hergeſtellt ſein. 

e) Im Wahlraum oder in Nebenräumen, die nur durch den Wahlraum 
betretbar und unmittelbar mit ihm verbunden ſind, müſſen Vorrichtungen ge⸗ 
troffen ſein, die es dem Wähler ermöglichen, ſeinen Stimmzettel unbeobachtet in 
den Umſchlag zu legen. 

(3) Stimmzettel, die nicht in einem amtlich gelieferten Umſchlag oder in 
einem mit einem Kennzeichen verſehenen Umſchlag abgegeben werden, hat der 
Wahlvorſteher zurückzuweiſen, ebenſo Stimmzettel von Wählern, die ſich nicht in 
den im Abf. 2 bezeichneten Raum begeben haben. ; 


§ 30. 

(1) Die Wahl erfolgt in Perſon. Der Wähler, der ſeine Stimme ab⸗ 
geben will, nimmt im Wahlraum einen amtlich bereitgehaltenen Umſchlag in 
Empfang, begibt ſich damit in den im § 29 Abſ. 2 bezeichneten Raum, ſteckt dort 
ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag, tritt an den Wahlvorſtandstiſch, nennt ſeinen 
Namen und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergibt, ſobald der Schriftführer 
den Namen in der Wählerliſte aufgefunden hat, den Umſchlag mit dem Stimm⸗ 
zettel dem Wahlvorſteher oder deſſen Stellvertreter, der ihn ſofort ungeöffnet in 
die Wahlurne legt. 

() Wähler, die durch körperliche Gebrechen behindert ſind, ihre Stimm⸗ 
zettel eigenhändig in den Umſchlag zu legen und ſie dem Wahlvorſteher zu über⸗ 
geben, dürfen ſich der Beihilfe einer Vertrauensperſon bedienen. 

(3) Für Perſonen unter 20 Jahren, für Perſonen, die, abgeſehen von ihrem 
Lebensalter, geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt find, ſowie 
für juriſtiſche Perſonen ſtimmt der geſetzliche Vertreter. Die Namen der Ver⸗ 
treter ſind bei der Stimmabgabe in der Wählerliſte zu vermerken. 

6) Bei Zweifel über die Perſon des Wählers kann der Wahlvorſteher 
einen Ausweis verlangen. 5 

(5) Wahlberechtigt iſt nur, wer in der Wählerliſte aufgeführt iſt. Wahl⸗ 
berechtigte, die nach der Auslegung der Wählerliſte innerhalb des Kammerbezirkes 
ihren Betrieb gewechſelt oder den Betriebsſitz oder den ſtändigen Aufenthalt ver⸗ 
legt haben, ſind in dem Stimmbezirke zur Wahl zuzulaſſen, in deſſen Wählerliſte 
ſie eingetragen ſind. 

(e) Abweſende können ſich weder vertreten laſſen, noch ſonſt an der Wahl 
teilnehmen. f 


7 * 


$ 31. 
Der Schriftführer vermerkt die Stimmabgabe jedes Wählers neben deſſen 
Namen in der Wählerliſte. 
§ 32. 
(1) Nach Ablauf der Wahlzeit erklärt der Wahlvorſteher die Abſtimmung 
für geſchloſſen. Danach dürfen keine Stimmzettel mehr angenommen werden. 
e) Die Umſchläge werden aus der Wahlurne genommen und gezählt. Sur 
gleich wird die Zahl der Abſtimmungsvermerke in der Wählerliſte ($ 31) feſt⸗ 
geſtellt. Ergibt ſich auch nach wiederholter Zählung eine Verſchiedenheit, ſo iſt 
dies in der Wahlniederſchrift zu vermerken und, wenn möglich, zu erläutern. 


5:33 

) Das Abſtimmungsergebnis iſt im unmittelbaren Anſchluß an die Wahl 
feftzuftellen. 

) Bei der Prüfung des Abſtimmungsergebniſſes öffnet ein Beiſitzer die 
Umſchläge, nimmt die Stimmzettel heraus und übergibt fie dem Wahlvorſteher, 
der ſie laut vorlieſt und nebſt den Umſchlägen einem anderen Beiſitzer zur Auf⸗ 
bewahrung bis zum Ende der Wahlhandlung übergibt. 


8 34. 

Über die Stimmenzählung iſt vom Schriftführer eine Stimmliſte und von 
einem Beiſitzer eine Gegenliſte zu führen, in denen jede dem einzelnen Wahlvor⸗ 
ſchlage zugefallene Stimme zu vermerken iſt. Liſte und Gegenliſte ſind vom 
Wahlvorſtande zu unterſchreiben und der Wahlniederſchrift beizufügen. 


9 35 
(1) Über die Gültigkeit der Stimmzettel und über ſonſtige Anſtände bei der 
Wahl entſcheidet, vorbehaltlich der Nachprüfung im Wahlprüfungsverfahren ($ 10 
des Geſetzes), der Wahlvorſtand mit Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit 
gibt der Wahlvorſteher den Ausſchlag. ö 
(2) Ungültig find Stimmzettel, 
1. die nicht in einem amtlich gelieferten Umfchlag oder die in einem mit 
einem Kennzeichen verſehenen Umſchlag übergeben worden ſind, 
2. die nicht von weißem Papier ſind, 
3. die mit einem Kennzeichen verſehen ſind, 
4. die keinen oder keinen lesbaren Namen enthalten, 
5. aus denen nicht die Perſon mindeſtens eines Bewerbers unzweifelhaft 
hervorgeht, 
6. e Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Gewählten 
enthalten, 5 
7. die Namen aus verſchiedenen Wahlvorſchlägen enthalten, 
8. die ausſchließlich auf andere als die in den öffentlich bekanntgegebenen 
Wahlvorſchlägen aufgeführten Perſonen lauten. 


(3) Mehrere in einem Umſchlag enthaltene gleichlautende Stimmzettel gelten 
als eine Stimme; in einem Umſchlag enthaltene, auf verſchiedene Perſonen lautende 
Stimmzettel ſind ungültig. 

() Die gültigen Stimmzettel find ohne Rückſicht auf ihre Vollſtändigkeit 
und die Reihenfolge der Benennungen den einzelnen Wahlvorſchlägen zuzurechnen. 


| $ 36. 

(1) Die Stimmzettel, über deren Gültigkeit oder Ungültigkeit der Wahl⸗ 
vorſtand Beſchluß faſſen muß, ſind mit fortlaufenden Nummern zu verſehen und 
der Wahlniederſchrift beizufügen. In der Niederſchrift ſind die Gründe kurz 
anzugeben, aus denen die Stimmzettel für gültig oder ungültig erklärt worden ſind. 

() Iſt ein Stimmzettel wegen der Beſchaffenheit des Umfehlags für ungültig 
erklärt worden, iſt auch der Umſchlag beizufügen. 


$ 37. 

Alle Stimmzettel und Umſchläge, die nicht nach § 36 der Wahlniederſchrift 
beizufügen ſind, hat der Wahlvorſteher in Papier einzuſchlagen, zu verſiegeln und 
dem Gemeindevorſtande des Wahlorts zu übergeben. Sie ſind fo lange auf 
zubewahren, bis über die Gültigkeit der Wahl endgültig entſchieden iſt ($ 10 des 
Geſetzes). 

5 38. 
Über die Wahlhandlung ift eine Niederſchrift nach Anlage B aufzunehmen. | 


$ 39. 

Die Wahlniederſchriften find mit den dazu gehörigen Anlagen von den 
Wahlvorſtehern unverzüglich dem Wahlkommiſſar einzureichen. Sie müſſen 
ſpäteſtens am vierten Tage nach der Wahl in deſſen Hände gelangen. Die 
Wahlvorſteher ſind für die pünktliche Ausführung dieſer Vorſchrift verantwortlich. 


Feſtſtellung des Wahlergebniſſes. 
8 8 40. 

() Zur Ermittlung des Wahlergebniſſes beruft der Wahlkommiſſar den 
Wahlausſchuß (§ 4) unverzüglich zu einer Sitzung zuſammen. Die Sitzung iſt 
öffentlich. f 8 

(e) Im Bedarfsfalle können andere Beiſitzer zugezogen werden als diejenigen, 
die bei der Prüfung der Wahlvorſchläge tätig waren. 


841. f 

() Der Wahlausſchuß ſtellt die Ergebniſſe der Wahlen in den einzelnen 
Stimmbezirken an der Hand der Wahlniederſchriften zuſammen und ermittelt 
danach, wieviel gültige Stimmen abgegeben und wie viele hiervon auf jeden Wahl⸗ 
vorſchlag und auf die verbundenen Wahlvorſchläge gemeinſchaftlich entfallen find. 


Bene 


(2) Geben die Wahlen in den einzelnen Stimmbezirken zu Bedenken Anlaß, 
ſo kann der Wahlkommiſſar die Stimmzettel und Umſchläge (§ 37) einfordern 
und einſehen. 42 


() Die zu beſetzenden Kammermitgliederſtellen werden auf die Wahlvorſchläge 
nach dem Verhältnis der ihnen nach § 41 Abſ. 1 zugefallenen Stimmen verteilt. 

(2) Die Verteilung erfolgt in der Weiſe, daß die auf die einzelnen Wahl⸗ 
vorſchläge entfallenden Stimmenzahlen nacheinander durch 1, 2, 3 uſw. geteilt 
werden, bis von den ſich hierbei ergebenden Teilzahlen ſo viele Höchſtzahlen 
der Größe nach ermittelt ſind, wie Kammermitglieder zu wählen ſind. 


(:) Jeder Wahlvorſchlag erhält jo viele Mitgliederſitze, wie auf ihn Höchſt⸗ 
zahlen entfallen. Wenn an letzter Stelle auf mehrere Wahlvorſchläge die gleiche Höchſt- 


zahl entfällt, entſcheidet das Los. 
§ 43. 


(1) Sind verbundene Wahlvorſchläge vorhanden, jo wird bei Verteilung 
der Mitgliederſitze auf die einzelnen Wahlvorſchläge jede Gruppe verbundener 


Wahlvorſchläge als ein Wahlvorſchlag angeſehen und ihr die ihrer Geſamtſtimmen⸗ 
zahl entſprechende Mitgliederzahl zugeteilt. 

(2) Die ſo ermittelte Mitgliederzahl wird nach den Grundſätzen des § 42 
auf die einzelnen miteinander verbundenen Wahlvorſchläge unterverteilt. 

(3) Für die Verteilung der einem Wahlvorſchlage zugeteilten Sitze unter die 
einzelnen Bewerber iſt die Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen 
maßgebend. 

844. 

Wenn ein Wahlvorſchlag oder eine Gruppe von Wahlvorſchlägen weniger 
Bewerber enthält, als auf ſie Höchſtzahlen entfallen, ſo gehen die überſchüſſigen 
Sitze auf die Höchſtzahlen der anderen Wahlvorſchläge über. 


$ 45. 
4) Der Wahlkommiſſar verkündet das Ergebnis der Wahl ſofort nach 


feiner Feſtſtellung unter Angabe der Zahlen der auf die einzelnen Wahlvorſchläge 
und auf jede Gruppe verbundener Wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen 


ſowie der Namen der Gewählten. 
(2) Das Ergebnis iſt im Wahlbezirk öffentlich bekanntzumachen. 


§ 46. 
Über die Verhandlung des Wahlausſchuſſes iſt eine Niederſchrift nach 
Anlage C aufzunehmen. 


§ 47. 

() Der Wahlkommiſſar benachrichtigt die Gewählten von der Wahl und 
fordert ſie auf, ſich binnen acht Tagen nach Zuſtellung der Nachricht über die 
Annahme der Wahl zu erklären. 

e) Schweigen oder Annahme unter Vorbehalt oder Verwahrung gilt als 
Ablehnung. 


u 


$ 48. 

Die Verhandlungen über die Wahlen in den Stimmbezirken und über die 
Ermittlung des Wahlergebniſſes überſendet der Wahlkommiſſar unverzüglich an 
die Landwirtſchaftskammer. 


Erſatz ablehnender oder ausſcheidender Bewerber. 
49. 

() Wenn ein Gewählter die Wahl ablehnt oder nachträglich aus der 
Landwirtſchaftskammer ausſcheidet, ſo tritt an ſeine Stelle ohne Vornahme einer 
Erſatzwahl der Bewerber, der demſelben Wahlvorſchlag oder, wenn dieſer erſchöpft 
iſt, einem mit ihm verbundenen Wahlvorſchlag angehört und nach der Vorſchrift 
im § 43 Abſ. 3 hinter dem Ablehnenden oder Ausſcheidenden an erſter Stelle 
berufen erſcheint. 

() Iſt ein ſolcher Bewerber nicht vorhanden, fo bleibt die Stelle unbeſetzt. 

(3) Die erforderlichen Feſtſtellungen trifft die Landwirtſchaftskammer auf 
Grund der gemäß § 46 aufgenommenen Niederſchriften. Das Ergebnis iſt 
öffentlich bekanntzumachen. 

Nachwahl. 


$ 50. 

Wird im Wahlprüfungsverfahren ($ 10 des Geſetzes) die ganze Wahl für 
ungültig erklärt, ſo hat der Oberpräſident ſofort eine Nachwahl für den Wahl⸗ 
bezirk zu veranlaſſen. Erforderlichenfalls ernennt er einen neuen Wahlkommiſſar 
und macht dies öffentlich bekannt. 


bee: 

(1) Für die Nachwahl gelten die gleichen Vorſchriften wie für die Hauptwahl. 

() Die Stimmbezirke, die Wahlräume, die Wahlvorſteher und ihre Stell- 
vertreter bleiben unverändert, ſoweit nicht eine Anderung nach dem Ermeſſen 
des Wahlkommiſſars geboten erſcheint. Solche Anderungen find gemäß § 2 Abſ. 2 
öffentlich bekanntzumachen. 

52. 

(1) Findet die Nachwahl binnen Jahresfriſt nach dem Wahltage ſtatt, jo 
ſind dieſelben Wählerliſten anzuwenden wie bei der erſten Wahl. Sie ſind zu 
dieſem Zwecke von den Wahlakten zu trennen und den Wahlvorſtehern zuzuſtellen. 
Eine Berichtigung der Liſten iſt nur dann erforderlich, wenn die Unrichtigkeit 
der Liſten zur Ungültigkeit der Wahl Anlaß gegeben hat. Eine wiederholte Aus⸗ 
legung der Liſten unterbleibt. 

(2) Bei einer ſpäteren Nachwahl find neue Wählerliſten aufzuſtellen. 


5 853. 

Für jede Nachwahl ſind neue Wahlvorſchläge einzureichen. 
Berlin, den 6. Januar 1921. 

Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


Braun. 


Anlage 2. 


Wählerlifte 


„Stimmbezirk 1._, für die Wahlen Zur Landwirtſchaftskammer in. 


Haus⸗ Grund⸗ Bei 1 en 


Wahl⸗ \ Gemein⸗ ES 
gb. 5 Vor⸗ Berufs- nummer, Geburts. lage 5 05 0 1 ſchaft⸗ de (tn 
vermerk bei Aus⸗ Wahl⸗ 8 mfang ſchaf Gesche] Bemerkungen 
Nr. und Zuname] ſtand wärtigen „Neben des ver⸗ igen 
Hau . N ch auch berechti⸗ beruf | Betriebs hältnis e 
gu | t e Tag Monat Jahr gung uſw. Weiter 
11 + Franz Meyer Landwirt Nr. 1870ſEigentum II 
21 + Johann Schmidt Landwirt Nr. 2 6. 10. 11880lE@igentumi H 
in ber 
2a + | Anna Schmidt Ehefrau] Nr. 2 8. 12.1885 5 5 
el ee Br): 
3. * Adolf Grütter puchter Nr 3 7. 4.1869 Pacht II 
Staats⸗ Oberförster 
44 * forſtverwaltung 8 — — — — Eigentum H Win 
Kauf⸗ Mi größerer lands i 
5 + Karl Beck mann A 9. 5. 18780Eigentum N eee 
6; + | Hermann Runge Landwirt. Nr. 6 10. 12. 1896[Eigentum II Mit⸗ 
6a. Adolf Runge Landwirt Nr. 6 7. 1. 1898ßCigentum H eigen tum 
j | 17 Vormund: 
71 ＋ Franz Schröder Landwirt Nr. 78. 2. 1902 Eigentum H dan die 
Abgeſchloſſen. Dieſe Wählerliſte hat nach vorheriger ortsüblicher Bekanntmachung in der Zeit vom nn 
iS zu jedermanns Einſicht im Gemeindehauſe ausgelegen. 


3 S8 Der Gemeindevorſteher. 
X. 


Anlage B. 
Verhandelllklklk VVT 198 


Zu der auf heute anberaumten Wahl von Mitgliedern der Landwirtſchaftskammer 


I... 

für den Wahlbezirk 8 war 

in dem aus der Ortſchaft een 

9 fe abc und e „%%% ũ ͤò ** 

Stimmbezirken durch. J beſtehenden Stimmbezirke Nr. nee 

Be Beer... 0. 

(des Amtes ))ññ;?;7 ern em 

in dem Stimmbezirke Nr.. 3ꝝ!N 

Wird iu ländlichen [ der Stadt:: rent 
Stimmbezirken durch⸗ 8 

ſtrichen. (des Fleckens jj ĩð)2ü 5 le 

(der Gemeinde) eee 

der unterzeichnete eee, b.. ae 


zum Wahlvorſteher ernannt. 


Er hatte aus der Zahl der Wähler zum Schriftführer den 


ernannt und rechtzeitig eingeladen, beim Beginne der Wahlhandlung zur Bildung des Wahl- 
vorſtandes zu erſcheinen. Dieſe hatten ſich eingefunden. Der Wahlvorſteher eröffnete die 
Wahlhandlung um 9 Uhr vormittags damit, daß er den Schriftführer und die Beiſitzer 
durch Handſchlag an Eides Statt verpflichtete. 

An den Tiſch, an dem der Wahlvorſtand Platz nahm, wurde ein viereckiges Gefäß 
mit Deckel zum Hineinlegen der Stimmzettel (Wahlurnc) geſtellt. Der Wahlvorſtand ſchloß 
die Wahlurne durch Auflegen des Deckels, nachdem er ſich überzeugt hatte, daß ſie leer war. 
Die Wahlurne wurde bis zum Schluſſe der Abstimmung nicht wieder geöffnet. 

Damit der Wähler unbeobachtet ſeinen Stimmzettel in den Umſchlag zu ſtecken ver⸗ 


mochte, war (Beſchreibung der Abſonderungsvorrichtung) nee 
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Durch den Wahlvorſtand war in der Nähe des Zuganges zu d. Nebenraum. — 
Nebentiſch . —*) für die Bereithaltung der abgeſtempelten Umſchläge aufgeſtellt worden 


Von den erſchienenen Wählern begab ſich jeder einzeln, nachdem er einen Umſchlag 
ausgehändigt erhalten hatte, in den Nebenraum — an den Nebentiſch — 5). Dort ſteckte er 
ſeinen Stimmzettel unbeobachtet in den Umſchlag. Er trat ſodann an den Vorſtandstiſch 
heran, nannte ſeinen Namen und auf Erfordern ſeine Wohnung und übergab den Umſchlag 
mit dem Stimmzettel, ſobald der Schriftführer den Namen in der Wählerliſte aufgefunden 
hatte, dem Wählvorſteher, der ihn ſofort ungeöffnet in die Wahlurne legte. 

Hierbei mußten von dem Wahlvorſteher zurückgewieſen werden: a 

J. weil der Wähler den Stimmzettel nicht in einem amtlich geſtempelten 


Umſchlag abgeben wollte, Stimmzettel, 
Wird durchſtrichen, 2. weil der Wähler den Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen 
ſoweit die bezeichneten verſehenen Umſchlag abgeben wollte, ee Stimmzettel. 
. Auch mußten Wähler von der Stimmabgabe zurückgewieſen 
vorgekommen ſind. werden, weil fie ſich trotz erhaltener Aufforderung weigerten, in den 
Nebenraum — an den Nebentiſch —*) zu treten, um den Stimmzettel 


in den Umſchlag zu ſtecken. 
Der Schriftführer vermerkte die Stimmabgabe jedes Wählers, indem er neben deſſen 
Namen in der dazu beſtimmten Spalte der Wählerliſte ein Kreuz machte. 
Um 6 Uhr nachmittags erklärte der Wahlvorſteher die Abſtimmung für geſchloſſen. 
Die Umſchläge wurden aus der Wahlurne genommen und ungeöffnet gezählt. 
Die Anzahl der Umſchläge betrug : 


Wird ducchftrichen ER 0 Mager ; 
meint dle Sohlen ft Sie ſtimmte mit der Zahl der Wähler, neben deren Namen in der 


übereinftimmen. Wählerliſte der Abſtimmungsvermerk gemacht war, überein. 


größer.) als die Zahl der Wähler, neben 


Si e ee 5 
kleiner 


Wird durchſtrichen, 


wenn die Zahlen über-] deren Namen in der Wählerliſte der Abſtimmungsvermerk gemacht war. 
einſtimmen. Zur Aufklärung dieſer Verſchiedenheit, welche ſich auch bei wiederholter 
Zählung herausſtellte, dient folgendes: 


i Hierauf wurden die ungeöffneten Umſchläge von dem Wahlvorſteher 
in Papier eingeſchlagen, das Paket verſiegelt und in Verwahrung ge⸗ 
nommen. Der Wahlvorſteher verkündete ſodann die Vertagung der Ver⸗ 


handlung auf den folgenden Tag, vormittags «u... Uhr. 
Wird nichtzutreffenden⸗ In öffentlicher Sitzung fortgeſetzt am.. In 
falls geſtrichen. vormittags nu... Uhr, in Gegenwart der oben aufgeführten Perſonen. 


Zur Prüfung der Abſtimmung wurde als Hilfsarbeiter zugezogen: 


Dias die Umſchläge enthaltende Paket wurde geöffnet, nachdem die 
Siegel vom Wahlvorſtand unverletzt befunden worden waren 


) Das Unzutreffende iſt durchzuſtreichen. 


er 


Hierauf erfolgte die Offnung der Umſchläge, indem ein Beiſitzer fie einzeln öffnete, die 
Stimmzettel herausnahm und ſie dem Wahlvorſteher übergab, der ſie laut vorlas und nebſt 
den Umſchlägen einem anderen Beiſitzer weiterreichte, der die Stimmzettel nebſt Umſchlägen, 
nach Wahlvorſchlägen geſondert, bis zum Ende der Wahlhandlung aufbewahrte. 

Nach dem Vorleſen wurde hinſichtlich jedes gültigen Stimmzettels feſtgeſtellt, für welchen 
Wahlvorſchlag er abgegeben worden war. Jeder derartige Stimmzettel wurde dem Wahl⸗ 
vorſchlage zugezählt, von dem er mindeſtens einen Namen enthielt. Der Schriftführer machte 
ü r in der Niederfchrift bei dem betreffenden Wahlvorſchlag einen Vermerk und zählte 
ie Stimmen laut. 

In gleicher Weiſe führte der Beiſitzer . eine Gegenliſte, die ebenſo wie die Wähler⸗ 
liſte beim Schluſſe der Verhandlung von dem Wahlvorſtand unterſchrieben und der Niederſchrift 
beigefügt wurde. 

Durch Beſchluß des Wahlvorſtandes wurden für ungültig erklärt: 

1. weil die Stimmzettel nicht in einem amtlich gelieferten Umſchlag übergeben worden 


— die Stimmzettel Nr ö 


2. weil die Stimmzettel in einem mit einem Kennzeichen verſehenen Umſchlag über⸗ 
geben worden waren, 


die Stimmzettel N.. ; 
3. weil die Stimmzettel nicht von weißem Papier waren, 
die Stimmzettel N... ; 
4. weil die Stimmzettel mit einem Kennzeichen verſehen waren, 
die Stimmzettel Nr. en 
5. weil die Stimmzettel keinen oder keinen lesbaren Namen enthielten, 
die Stimmzettel N... ; 


6. weil aus den Stimmzetteln nicht die Perſon mindeſtens eines Gewählten unzweifel⸗ 
haft zu erkennen war, N 
die Stimmzettel Nr.. ; 


7. weil die Stimmzettel eine Verwahrung oder einen Vorbehalt gegenüber allen Ge⸗ 
wählten enthielten, 


die Stimmzettel R222 ; 
8. weil die Namen auf den Stimmzetteln verſchiedenen Wahlvorſchlägen entnommen waren, 
die Stimmzettel Nr. j 


9. weil keiner der Namen auf den Stimmzetteln einem der öffentlich bekanntgegebenen 
Wahlvorſchläge entnommen war, 
die Stimmzettel Nr. 


Dagegen wurden die nachbezeichneten Stimmzettel, hinſichtlich deren ſich die nachſtehenden 
Bedenken ergeben hatten, aus folgenden Gründen durch Beſchluß des Wahlvorſtandes für 
gültig erklärt: 5 


) Das Unzutreffende iſt durchzuſtreichen. 
g* 


0. 
E Siimmzettel ü ¼mĩm h 5 


2. Stimmzettel Nr. e e eee 


Die ſämtlichen vorbezeichneten Stimmzettel und Umſchläge, hinſichtlich deren es einer 
Beſchlußfaſſung des Wahlvorſtandes bedurft hatte, wurden mit fortlaufenden, den vorſtehend 
angegebenen entſprechenden Nummern verſehen und der Niederſchrift beigefügt. 


Die Zahl der Stimmzettel betruiuh: . .-..- 


Ungültige Stimmzettel ſowie außer Berüdfichtigung gelaſſene Um⸗ 
ſchlie dare hands, ee pe ann 8 
Die Zahl der gültigen Stimmzettel betrunn ..0..2.0.0. = 
Es haben erhalten: 
B Wahlvorſchlag gs 
amn!!! Stimmen 


2 Wachs 8 
Rü Tien 


3. Wahlvorſchlag 


8 len Stimmen 

E Wiihlospſchaagg ee a a 
Atiemunene De Stimmen 

SIRANWRUN IE ; 

Fafümen n Stimmen 

Wihlvorſchag gs aa 
Fame! Stimmen 
im ganzen wie oben Stimmen. 


Nachdem der Wahlvorſteher dieſes Ergebnis verkündet hatte, verſiegelte er alle Stimm— 
zettel und Umſchläge, die nicht der Niederſchrift beigefügt ſind, und nahm ſie behufs Abgabe 
an den Gemeindevorſtand einſtweilen in Verwahrung. 

Die nicht zur Verwendung gelangten Umſchläge (4 Stück) ſind wieder angeſchloſſen. 

Zu keiner Seit der Wahlhandlung waren weniger als drei Mitglieder des Mahl 
vorſtandes gegenwärtig oder der Wahlvorſteher und der Schriftführer gleichzeitig abweſend. 

Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlvorſteher, den Beiſitzern 
und dem Schriftführer genehmigt und wie folgt vollzogen: 


Der Wahlvorſteher. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 


Anlage €. 
Verhandeelk 5 ei ee 
15 
Zur Ermittlung des Ergebniſſes der Wahlen zur Landwirtſchaftskammer in dem 
e Wahlbezirke hatte der Wahlkommiſſar auf den mme Ihen 


folgende Wähler: 


aus dem Wahlbezirke zum Wahlausſchuſſe zuſammenberufen. 
Tag, Stunde und Ort der Verhandlung waren öffentlich bekanntgemacht worden. 
Es waren 
F 
als Hilfsarbeiter . 6„6%„%„3jv„j3„„ 
zugezogen. 
Die Beiſitzer und der Schriftführer wurden durch Handſchlag an Eides Statt von 
dem Wahlkommiſſar verpflichtet. 


8 II. 


Es wurden die Niederſchriften für die Wahlen in den einzelnen Stimmbezirken durch. 
gefehen. Für jeden einzelnen Stimmbezirk wurde die Zahl der Wähler, der ungültigen und 
der gültigen Stimmen ſowie der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen 
in den der Niederſchrift beigefügten Zählbogen eingetragen und zuſammengerechnet. Der 
Zählbogen wurde vom Wahlkommiſſar, den Beiſitzern und dem Schriftführer unterſchrieben. 


; : 5 feinen” 
Die Feſtſtellungen der e haben zu ehen Bedenken Anlaß gegeben: 


Stimmen 3 Se | 5 | en | 3 | 5 | = ee | A | a 


) Das Unzutreffende iſt durchzuſtreichen. 


u 


III. Verteilung der Mitgliederſitze auf die Wahlvorſchläge. 


Nach den öffentlich bekanntgemachten Wahlvorſchlägen ſind 
die Wähldorſchhg e 
Die Wählösrſchni ee 
die Wahn 8 
miteinander zu einer Gruppe verbunden, ſo daß ſie den anderen Wahlvorſchlägen gegenüber 
für dieſe Verteilung als ein Wahlvorſchlag gelten. 

Es wurden die Geſamtſtimmenzahlen der verbundenen und der nichtverbundenen Wahl: 
vorſchläge nacheinander durch 1, 2, 3, 4 uſw. geteilt, bis von den ſich hierbei ergebenden 
Teilzahlen fo viele Höchſtzahlen der Größe nach ausgeſondert werden konnten, wie Kammer 
mitglieder zu wählen ſind. Hiernach ergab ſich folgende Verteilung: 


Die ver⸗ Die ver⸗ Die ver⸗ 
Wahl Wahl Wahl Wahl bundenen bundenen bundenen 
Geteilt durch vorſchlag vorſchlag vorſchlag vorſchlag Wahl Mahl Mahl, 
vorſchläge vorſchläge vorſchläge 
1 
2 
j 
2 
5 
4 
=1 
um. 


Entſprechend den ſich ergebenden Höchſtzahlen, die durch Unterſtreichen kenntlich gemacht 
ſind, entfielen auf 


Wahlvorſchlag 

Wahlvorſchlag 

Wahlvorſchlag 

Wahlvorſchlag 
auf die verbundenen Wahlvorſchläge: 


IV. Anterverteilung auf die verbundenen Wahlvorſchläge. 


Bei der weiteren Verteilung innerhalb der auf die verbundenen Wahlvorſchläge 


ER serien entfallenen um Sitze würde in der gleichen Weiſe folgende 
Verteilungsrechnung vorgenommen: 


Wahlvorſchlag 


Geteilt durch: Wahlvorſchlag Wahlvorſchlag Wahlvorschlag 
Fü 
2 
3 | * — 
4 | 
uſw. 3 ee ee 


Entfprechend den ſich ergebenden Höchſtzahlen, die durch Unterſtreichen kenntlich gemacht 
ſind, entfielen auf . 


MWahlvorfhlag ......... Sitz. 
Wahlvorſchlag eee Sitz 
Wahlvorſchlag ae Sitz. 
Wahlvorſchlag aa Sitz. 


V. Feſtſtellung der Gewählten. 
Nach der Reihenfolge der Benennungen auf den Wahlvorſchlägen find hiernach gewählt: 
vom Wahlvorſchlag 


vom Wahlvorſchlag e 


vom Wahlvorſchlag amd 


uſw. 


VI. Verkündung des Wahlergebniſſes. 


Der Wahlkommiſſar verkündete: 5 
1. die Zahlen der auf die einzelnen Wahlvorſchläge entfallenen gültigen Stimmen, 
2. die Namen der Gewählten. 
Während der ganzen Verhandlung ſtand der Raum, in dem die Verſammlung ſtatt⸗ 
fand, dem Zutritt der Wahlberechtigten offen. 5 
Gegenwärtige Verhandlung wurde vorgeleſen, von dem Wahlkommiſſar, den Beiſitzern 
und dem Schriftführer genehmigt und wie folgt vollzogen. 


Der Wahlkommiſſar. Die Beiſitzer. Der Schriftführer. 
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